
Nr. C 259/10 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 6. 10. 88 

Mitteilung C(88) 1696 der Kommission über den Begriff „höhere Gewalt" im Landwirtschafts­
recht der Europäischen Gemeinschaften 

(88/C 259/07) 

Diese Mitteilung bezweckt, einen Beitrag zu mehr Klar­
heit und Konsequenz bei der Anwendung des Begriffs 
der höheren Gewalt im Gemeinschaftsrecht und vor al­
lem im Landwirtschaftsrecht zu leisten. Dies erweist sich 
deshalb als notwendig, weil das Gemeinschaftsrecht diese 
Klausel ganz allgemein verwendet, indem es häufig die 
Pflicht zur Beachtung bestimmter Bedingungen durch die 
Formel „außer im Falle höherer Gewalt" (') einschränkt 
und schon seit langem nicht mehr den wenig erfolgver­
sprechenden Versuch unternimmt, eine erschöpfende Li­
ste derjenigen Umstände zu erstellen, die eine Anwen­
dung der Ausnahmeregelung wegen höherer Gewalt 
rechtfertigen können (2). Diese Zielsetzung bestimmt die 
Gliederung der Mitteilung in drei Abschnitte, nämlich: 
(I.) die Definition des Begriffs „höhere Gewalt", (IL) die 
Art und Weise der Anwendung einer Höhere-Gewalt-
Klausel und (III.) Ausführungen zur Beweisfrage. Diese 
Mitteilung befürwortet eine einschränkende Auslegung 
des Begriffs „höhere Gewalt". 

I. Definition des Begriffs „höhere Gewalt" 

1. Seit 1968 hat sich der Gerichtshof mit der Ausle­
gung des Begriffs „höhere Gewalt" zu befassen (3). Im 
Laufe der Zeit hat sich diese Auslegung nur geringfügig 
verändert; die in der Rechtssache 11/70 (Internationale 
Handelsgesellschaft) (4) erfolgte Definition ist im wesent­
lichen noch heute gültig: Der Begriff der höheren Ge­
walt ist „nicht auf eine absolute Unmöglichkeit be­
schränkt, sondern im Sinne von ungewöhnlichen, vom 
Willen des Betroffenen unabhängigen Umständen zu 
verstehen, deren Folgen trotz aller aufgewandten Sorg­
falt nur um den Preis unverhältnismäßiger Opfer ver­
meidbar gewesen wären". Diese Definition wurde vom 

(') Die Verordnung (EWG) Nr. 3183/80 über gemeinsame 
Durchführungsvorschriften für Einfuhr- und Ausfuhrlizen­
zen sowie Vorausfestsetzungsbescheinigungen für landwirt­
schaftliche Erzeugnisse (ABl. Nr. L 338 vom 13. 12. 1980, 
S. 1) enthält einen ganzen Abschnitt (Artikel 36 und 37) 
über höhere Gewalt. Zwar enthält diese Verordnung detail­
lierte Vorschriften über höhere Gewalt und die aus einem 
Fall höherer Gewalt sich ergebenden Folgen; dagegen sind 
ihr nicht die Voraussetzungen zu entnehmen, die erfüllt sein 
müssen, damit ein Fall höherer Gewalt anerkannt werden 
kann. 

(2) Vgl. Artikel 8 Absatz 2 der Verordnung Nr. 87 der Kom­
mission, ABl. Nr. 66 vom 28. 7. 1962, S. 1895/62. Vgl. als 
erstes Beispiel Artikel 3 der Verordnung Nr. 111/63/EWG 
(Änderung von Artikel 8 der Verordnung Nr. 87 der Kom­
mission), ABl. Nr. 147 vom 14. 10. 1963, S. 2490/63. 

(3) Rechtssache 4/68 — Schwarzwaldmilch, Slg. 1968, S. 561. 
(4) Slg. 1970, S. 1125. 

Gerichtshof in zahlreichen Urteilen wiederholt, sowohl 
im Agrarbereich (5) als auch in anderen Bereichen (6). 

2. Nach ständiger Rechtsprechung des Gerichtshofes 
enthält der Begriff der höheren Gewalt daher ein objekti­
ves Element (ungewöhnliche, vom Willen des Betroffenen 
unabhängige Umstände) sowie ein subjektives Element 
(trotz aller aufgewandten Sorgfalt unvermeidbare Fol­
gen). 

a) Hinsichtlich des objektiven Elements kommt es auf 
die Definition des Begriffs „ungewöhnliche, vom Wil­
len des Betroffenen unabhängige Umstände" an. Der 
Gerichtshof hat darüber noch nicht im einzelnen ent­
schieden; er unterscheidet jedoch zwischen gewöhnli­
chen unternehmerischen Risiken (die bei allen ver­
gleichbaren Geschäften bestehen) und außergewöhnli­
chen Risiken (7). 

i) „Ungewöhnlich" ist ein Umstand, der als unvor­
hersehbar anzusehen ist oder zumindest als derart 
unwahrscheinlich, daß ein sorgfältiger Kaufmann 
davon ausgehen kann, daß das Risiko vernachläs­
sigt werden kann (8) (zum Beispiel: Blitzschlag; 
Eisgang auf Schiffahrtskanälen (9); Lawinenver-
schüttung von Straßen, die im Winter normaler­
weise passierbar sind). 

ii) Ein Umstand ist „vom Willen des Betroffenen un­
abhängig", wenn er im weiteren Sinne außerhalb 
seines Einflußbereichs liegt; nicht vom Willen des 
Betroffenen unabhängig sind die Handlungen sei­
ner Vertragspartner, auch wenn sie strafbar 
sind (10), da es dem Marktteilnehmer obliegt, seine 
Geschäftspartner sorgfältig auszuwählen und sie 

(5) Vgl. zuletzt das Urteil vom 22. 1. 1986 in der Rechtssache 
266/84 — Denkavit/FORMA, Slg. 1986, S. 149, Entschei­
dungsgrund 27. 

(6) Vgl. das vor kurzem ergangene Urteil in der Rechtssache 
209/83 — Fernere Valsabbia, Slg. 1984, S. 3089. Es ist an­
zunehmen, daß die Variationen in der Rechtsprechung des 
Gerichtshofes auf die Besonderheiten des jeweiligen Einzel­
falls zurückzuführen sind; vgl. zum Beispiel Rechtssache 
42/79 — Eierkontor, Slg. 1979, S. 37, Entscheidungsgrund 
10. 

(7) Vgl. insbesondere die Urteile in den Rechtssachen 38/79 — 
Nordmark, Slg. 1980, S. 655, Entscheidungsgrund 9, und 
808/79 — Pardini, Slg. 1980, S. 2122, Entscheidungsgrund 
21. 

(8) Vgl. Rechtssache 4/68 — Schwarzwaldmilch, Slg. 1968, 
S. 563. 

(') Siehe hierzu das Urteil in der Rechtssache 71/82 — BALM/ 
Brüggen, Slg. 1982, S. 4654, Entscheidungsgrund 3. 

(10) Siehe in diesem Zusammenhang das Urteil in der Rechts­
sache 42/79 — Eierkontor, Slg. 1979, S. 37, Entscheidungs­
grund 10. 
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mit genügendem Nachdruck zur Beachtung der 
Vertragsklauseln anzuhalten (gegebenenfalls müs­
sen Vertragsstrafen für Verstöße gegen die ver­
traglichen Verpflichtungen vorgesehen werden). 

b) Das subjektive Element enthält die Verpflichtung, die 
Folgen des ungewöhnlichen Ereignisses mit allen ge­
eigneten Mitteln zu begrenzen (mit Ausnahme unver­
hältnismäßiger Opfer). Insbesondere muß der Unter­
nehmer die Vertragsabwicklung sorgfältig beobachten 
und sofort reagieren, wenn er eine Anomalie fest­
stellt ('); gegebenenfalls muß er sich anderweitig mit 
den betreffenden Waren eindecken oder diese einer 
anderen Bestimmung zuführen; er muß sich mit allen 
geeigneten Mitteln gegen den Verlust wichtiger Un­
terlagen absichern (2); er muß alle erforderliche Sorg­
falt walten lassen, um die in den maßgeblichen Vor­
schriften vorgesehenen Fristen einzuhalten. 

II. Anwendbarkeit des Grundsatzes der höheren Gewalt 

1. In der Fachliteratur zum Gemeinschaftsrecht ver­
treten die Verfasser unterschiedliche Auffassungen über 
die Anerkennung der Höhere-Gewalt-Klausel als allge­
meiner Grundsatz des Gemeinschaftsrechts, der auch als 
ungeschriebener Rechtssatz anwendbar ist (3). 

a) In diesem Zusammenhang steht fest, daß der Ge­
richtshof die Höhere-Gewalt-Klausel nie ausdrücklich 
als einen allgemeinen Grundsatz des Gemeinschafts­
rechts anerkannt hat, während die Generalanwälte zu 
dieser Frage unterschiedliche Standpunkte eingenom­
men haben (4). Da es keine klare und eindeutige 
Rechtsprechung gibt, sollte vorsichtshalber davon aus­
gegangen werden, daß die Höhere-Gewalt-Klausel 
derzeit nicht mit Sicherheit zu den allgemeinen 
Grundsätzen des Gemeinschaftsrechts gehört, die 
auch als ungeschriebenes Recht allgemeine Geltung 
haben. Es handelt sich vielmehr um eine Ausnahme 
von dem allgemeinen Grundsatz der strengen Beach­
tung der Rechtsvorschriften. Da sie also eine Aus­
nahme darstellt, muß die Höhere-Gewalt-Klausel eng 
ausgelegt und angewandt werden, wodurch der allge-

(') Vgl. Rechtssache 266/84 — Denkavit/FORMA, Urteil vom 
22. 1. 1986, Slg. 1986, S. 149, Entscheidungsgrund 28. 

(2) Siehe Rechtssache 808/79 — Pardini, Slg. 1980, S. 2122, 
Entscheidungsgrund 21; Rechtssache 158/73 — Kampff-
meyer/EVS Getreide, Slg. 1974, S. 110, Entscheidungs­
gründe 11/12. 

(3) Vgl. insbesondere: Gilsdorf: La force majeure dans le droit 
de la CEE, Cahiers de droit europeen, 1982, S. 137 (insbe­
sondere S. 141) im verneinenden Sinn; Flynn: Force Ma­
jeure Pleas, European Law Review, 1981, S. 102 (besonders 
S. 114) im bejahenden Sinn. 

(4) Siehe, im negativen Sinne, die Äußerungen des Generalan­
walts Capotorti in den Rechtssachen 68/77 — IFG, Slg. 
1978, S. 353, besonders S. 380, und 38/79 — Nordmark, 
Slg. 1980, S. 643, besonders S. 658; im positiven Sinne Ge­
neralanwalt Mayras in der Rechtssache 32/72 — Wasa-
knäcke, Slg. 1972, S. 1197. 

meine Rahmen ihrer Handhabung durch die Kommis­
sion und die nationalen Verwaltungen bereits umschrie­
ben ist (s). 

b) Diese Schlußfolgerung ist auch deshalb zwingend, 
weil der Gerichtshof es in einer ganzen Reihe von 
Fällen (6) abgelehnt hat, eine Höhere-Gewalt-Klausel 
als ungeschriebenes Recht anzuwenden und weil das 
Ziel bestimmter Vorschriften des Gemeinschaftsrechts 
es nicht zuläßt, Situationen zu berücksichtigen, die 
durch einen als höhere Gewalt anzusehenden Um­
stand gekennzeichnet sind. Das trifft insbesondere auf 
Vorschriften zu, deren strikte Einhaltung zwingend 
erforderlich ist, weil anderenfalls das normale Funk­
tionieren der Regelung in Frage gestellt würde. Als 
Beispiel wäre die Einhaltung der Frist für die Einrei­
chung von Angeboten im Rahmen eines Ausschrei­
bungsverfahrens zu nennen. Diese Frist muß streng 
beachtet werden unabhängig von eventuell auftreten­
den Umständen höherer Gewalt, da anderenfalls beim 
Vergleich der Angebote die Chancengleichheit nicht 
gewährleistet werden kann. Es gibt noch andere Aus­
schlußfristen, deren Nichteinhaltung notwendiger­
weise den Verlust eines Anspruchs oder eines Vorteils 
zur Folge hat, auch wenn die Verspätung durch hö­
here Gewalt verursacht wurde. Es ist jedoch nicht 
möglich, an dieser Stelle eine vollständige Liste sol­
cher Fälle zu geben. Jedenfalls muß anerkannt wer­
den, daß keine Verwaltung ohne Ausschlußfristen 
auskommen kann, da sie allein die Möglichkeit eröff­
nen, einen Verwaltungsvorgang endgültig abzuschlie­
ßen. Ohne solche Ausschlußfristen müßten sämtliche 
Vorgänge auf Dauer aufbewahrt werden, da eine 
Fristversäumung theoretisch auf unbegrenzte Zeit 
durch Umstände höherer Gewalt gerechtfertigt wer­
den könnte. 

c) Vor kurzem wurde festgestellt, daß manche Händler 
regelmäßig aus eigener Initiative in ihre Verträge eine 
Höhere-Gewalt-Klausel aufnehmen, deren Auslegung 
in gegenseitigem Einvernehmen erfolgt. Mit diesem 
Vorgehen wollen sie zweierlei erreichen: einerseits die 
Lücken des Gemeinschaftsrechts in diesem Bereich 
schließen und andererseits selbst über die Anwendbar­
keit dieser Klausel entscheiden. 

An dieser Stelle ist deshalb der Hinweis angebracht, 
daß ein solches Vorgehen im Hinblick auf das öffent­
liche (Gemeinschafts-)Recht nicht die beabsichtigten 
Folgen haben kann. Der im Rahmen des Gemein­
schaftsrechts angewendete Begriff der höheren Gewalt ist 
ein autonomer, spezifischer Begriff dieses Rechts. Er 
kann nicht nach den für Verträge geltenden nationa­
len Rechtsordnungen ausgelegt werden und erst recht 
nicht nach dem Gutdünken der Vertragspartner. 
Diese können natürlich aufgrund der Vertragsfreiheit 
die Klauseln ihrer Wahl einfügen, müssen jedoch wis-

0) Im gleichen Sinne: J. E. Thomson: Force Majeure: the 
contextual approach of the Court of Justice, CMLR, 24, 
1987, S. 259-271. 

(6) Siehe zum Beispiel die Rechtssache 38/79 — Nordmark, 
Slg. 1980, S. 643. 
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sen, daß diese Klauseln lediglich ihre bilateralen Be­
ziehungen betreffen und auf keinen Fall der Gemein­
schaft gegenüber Rechtswirkungen erzeugen können. 

d) Aus den angeführten Gründen sollte die Höhere-Ge­
walt-Klausel nicht als ein allgemeiner Grundsatz des 
Gemeinschaftsrechts angesehen werden, der auch als 
ungeschriebenes Recht gilt. 

Im Einklang mit dieser Auffassung wird die Kommis­
sion sich darum bemühen, in allen Fällen, in denen 
dies zweckmäßig ist, die Einführung einer Vorschrift 
über die Folgen höherer Gewalt in diejenigen Rechts­
akte vorzuschlagen, die eine solche Klausel derzeit 
noch nicht enthalten ('). 

2. Allerdings kann die Ansicht vertreten werden, daß 
die Höhere-Gewalt-Klausel lediglich eine Konkretisie­
rung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes darstellt, der 
unbestreitbar zu den allgemeinen Grundsätzen des Ge­
meinschaftsrechts gehört (2). 

Der Gerichtshof hat mehrmals entschieden, daß das Vor­
handensein einer Höhere-Gewalt-Klausel eine Verord­
nung auch dann gegen den Vorwurf eines Verstoßes ge­
gen den Verhältnismäßigkeitsgrundsatz schützen kann, 
wenn sie für den Fall der Nichtbeachtung der in ihr vor­
gesehenen strengen Verpflichtungen Sanktionen vor­
sieht (}). 

Der Gerichtshof hat im übrigen in Ausnahmefällen aner­
kannt, daß es selbst bei Fehlen einer ausdrücklichen 
Klausel über die höhere Gewalt in der einschlägigen Re­
gelung gerechtfertigt sein kann, zur Vermeidung einer 
übermäßigen Ungleichbehandlung ein Unternehmen von 
bestimmten, in der Regelung vorgesehenen Verpflichtun­
gen (z. B. der Einhaltung bestimmter Fristen) freizustel­
len, wenn die Nichteinhaltung dieser Verpflichtungen 
auf Umstände zurückzuführen ist, die einem Fall der hö­
heren Gewalt gleichgestellt werden können, und wenn 
die Befreiung nicht gegen wesentliche Ziele der betref­
fenden Regelung verstößt (4). 

(') Als Beispiel kann die kürzlich erfolgte Änderung der Ver­
ordnung (EWG) Nr. 2220/85 durch die Verordnung 
(EWG) Nr. 1181/87, ABl. Nr. L 113 vom 30. 4. 1987, S. 31, 
erwähnt werden. 

(2) Vgl. in diesem Sinne Rechtssache 25/70 — Köster, Slg. 
1970, S. 1161, Entscheidungsgrund 22. 

(') Vgl. Rechtssache 11/70 — Internationale Handelsgesell­
schaft, Slg. 1970, S. 1125, Entscheidungsgrund 25; Rechtssa­
che 25/70 — Köster, Slg. 1970, S. 1161, Entscheidungs­
gründe 31 und 40; Rechtssache 147/81 — Merkur, Slg. 
1982, S. 1389, Entscheidungsgründe 11 ff. 

(') Siehe Rechtssache 64/74 — Reich, Slg. 1975, S. 261, Ent­
scheidungsgrund 3; Rechtssache 6/79 —- Union Francaise 
des Cereales, Slg. 1978, S. 1675, Entscheidungsgrund 4; 
Rechtssache 71/87 — INTER-KOM, Urteil vom 19. 4. 
1988, noch nicht veröffentlicht. 

Diese Lösung beruht anscheinend zumindest stillschwei­
gend auf dem Zusammenhang zwischen dem Verhältnis­
mäßigkeitsgrundsatz (einem allgemeinen Rechtsgrund­
satz des Gemeinschaftsrechts, der selbst bei Fehlen einer 
schriftlichen Rechtsgrundlage gilt) und der Anwendbar­
keit der Klausel über die höhere Gewalt (5). 

Es läßt sich daher nicht völlig ausschließen, daß die Ein­
haltung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes in bestimm­
ten Ausnahmefällen dazu führen kann, daß eine nicht 
schriftlich fixierte Klausel über die höhere Gewalt An­
wendung findet. Im allgemeinen sollte man sich jedoch 
an den Wortlaut der Regelung halten, da in einer ganzen 
Reihe von Fällen die analoge Anwendung einer nicht 
schriftlich fixierten Klausel über die höhere Gewalt die 
ordnungsgemäße Anwendung und den Sinn und Zweck 
der betreffenden Regelung vereiteln könnte, was nicht 
mehr dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz entspräche. In 
der Sache ist daher größte Vorsicht geboten und in 
Zweifelsfällen werden die zuständigen einzelstaatlichen 
Behörden aufgefordert, mit den Dienststellen der Kom­
mission Verbindung aufzunehmen. 

III. Beweisrechtliche Fragen 

In der gemeinschaftsrechtlichen Regelung ist (wie im 
übrigen auch bei den einzelstaatlichen Rechtsvorschrif­
ten) die Beweislast im Zusammenhang mit der höheren 
Gewalt im einzelnen nicht festgelegt. Aus der Formel 
„außer im Falle höherer Gewalt" ist jedoch zu schließen, 
daß die Beweislast für das Vorliegen eines derartigen 
Falles den Unternehmen obliegt, die sich darauf berufen. 

Da die Fälle der höheren Gewalt eine Ausnahme zu den 
gesetzlichen Vorschriften darstellen, müssen die Bedin­
gungen, denen die Beweisführung unterliegt, mindestens 
genauso streng sein wie die Regeln, die für die Beweis­
arten im Hinblick auf die Einhaltung der Verpflichtung 
gelten. Die Folge hiervon ist, daß der Beweis im allge­
meinen nur durch unbestreitbare Urkunden geführt wer­
den kann. Allerdings ist es nicht einfach, genau die Art 
des Beweises festzulegen, die in jeder Situation akzep­
tiert werden kann. In Zweifelsfällen wird es angebracht 
sein, sich im Hinblick auf diejenigen Einzelfälle, die Be­
sonderheiten aufweisen, abzustimmen, um Ungleichbe­
handlungen durch den jeweiligen Mitgliedstaat, dessen 
Behörden die Beweise zu würdigen haben, zu vermeiden. 

(s) Nach ständiger Rechtsprechung des Gerichtshofes steht der 
Verhältnismäßigkeitsgrundsatz in keiner Weise einem völli­
gen Verlust des bei Nichteinhaltung einer Hauptpflicht ge­
währten Vorteils entgegen; siehe hierzu insbesondere 
Rechtssache 66/82 — Fromancais, Slg. 1983, S. 395, und 
Rechtssache 272/81 — RUMI, Slg. 1982, S. 4167. 
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IV. Schlußfolgerung 

Die vorstehende Analyse läßt sich wie folgt zusammen­
fassen: 

1. Höhere Gewalt stellt eine Ausnahme von der allge­
meinen Regel der strikten Einhaltung der geltenden 
Regelung dar und ist daher restriktiv auszulegen und 
anzuwenden. 

2. Höhere Gewalt ist kein allgemeiner Rechtsgrundsatz, 
sondern kann in Ausnahmefällen unter den von der 
Rechtsprechung des Gerichtshofes festgelegten strik­
ten Voraussetzungen als eine Konkretisierung des 
Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes angesehen werden. 

3. Bei den Beweisen, die von den Unternehmen verlangt 
werden, die sich auf einen Fall der höheren Gewalt 
berufen, muß es sich um unbestreitbare Beweise han­
deln. 

Dies bedeutet in der Praxis, daß die mit der konkreten 
Anwendung der Klausel über die höhere Gewalt beauf­
tragten nationalen Verwaltungen sowohl bei der Würdi­
gung der behaupteten Tatsachen als auch bei den zur 
Begründung der betreffenden Anträge vorgelegten Be­
weisen größte Vorsicht an den Tag zu legen haben. In 
Zweifelsfällen werden sie aufgefordert, sich mit den 
Dienststellen der Kommission in Verbindung zu setzen. 


